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„Mit Wumms aus der Krise“; so fasste Fi-

nanzminister Scholz das Konjunkturpaket zu-

sammen, das der Koalitionsausschuss in der 

Nacht vom 03. auf den 04.06.2020 zur Be-

wältigung der Corona-Krise beschlossen hat.  

Das Paket enthält insgesamt 57 Einzelpunk-

te. Über wichtige, steuerlich relevante Inhalte 

geben wir nachfolgend einen Überblick.  

Senkung der Umsatzsteuersätze 

Die Steuersätze für die Umsatzsteuer werden 

vorübergehend gesenkt und zwar von 19 % 

auf 16 % (allgemeiner Steuersatz) und von 

7 % auf 5 % (ermäßigter Steuersatz). Die 

Absenkung gilt für den Zeitraum vom 01.07. 

bis zum 31.12.2020.  

Einzelheiten sind bislang nicht bekannt. Her-

ausforderungen ergeben sich bei Steuersatz-

änderungen insbesondere in Bezug auf An- 

und Vorauszahlungen, Teil- und Dauerleis-

tungen, Skonto, Rabatte und Gutscheine. 

Zudem müssen Unternehmer kurzfristig rea-

gieren, ERP-Systeme und Rechnungslayouts 

müssen angepasst werden, neue Steuer-

kennzeichen im System angelegt werden.  

Bereits beschlossen ist die Anwendung des 

ermäßigten Umsatzsteuersatzes auf Restau-

rant- und Verpflegungsdienstleistungen (aus-

genommen die Abgabe von Getränken) für 

den Zeitraum vom 01.07.2020 bis zum 

30.06.2021. Bis Jahresende 2020 reduziert 

sich die Umsatzsteuer für diese Leistungen 

folglich von 19 % auf 5 %, danach gilt bis 

30.06.2021 der reduzierte Satz von 7 %.   

Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer 

Die Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer (EUSt) 

wird auf den 26. des Folgemonats verscho-

ben. Ist für die EUSt ein sogenannter Zah-

lungsaufschub gewährt, war die EUSt bislang 

zum 16. des Folgemonats fällig. Die nun be-

schlossene Verschiebung bringt den Unter-

nehmen einen (einmaligen) Liquiditätseffekt.  

Verlustrücktrag  

Für die Jahre 2020 und 2021 soll der Verlust-

rücktrag (d.h. die Möglichkeit, Gewinne aus 

Vorjahren mit aktuellen Verlusten zu verrech-

nen, § 10d Abs. 1 EStG) von derzeit 

EUR 1 Mio. bzw. EUR 2 Mio. bei Zusammen-

veranlagung auf EUR 5 Mio. bzw. 

EUR 10 Mio. bei Zusammenveranlagung er-

höht werden.  

Zudem soll es möglich sein, die Verluste der 

Jahre 2020 und 2021 bereits im Rahmen der 

steuerlichen Gewinnermittlung für das Jahr 

2019 zur Gewinnverrechnung zu nutzen. 

Vermutlich wird dies über die Bildung einer 

„Corona-Rücklage“ erfolgen, ähnlich der be-

kannten § 6b EStG-Rücklage. Diese Rückla-

ge wäre dann bis spätestens Ende 2022 auf-

zulösen.  

Degressive Abschreibung  

Für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage-

vermögens soll für die Jahre 2020 und 2021 

die degressive Abschreibung für Abnutzung 

(AfA) wiedereingeführt werden. Sie entspricht 

dem 2,5-fachen der derzeit möglichen AfA, 

maximal 25 % pro Jahr.  

Zuletzt galt die degressive AfA für Anschaf-

fungen bis zum 31.12.2010. Sie ist ein be-

währtes Instrument zur Investitionsförderung 

in konjunkturellen Schwächephasen.  

Option zur Körperschaftsteuer  

Das Körperschaftsteuerrecht soll moderni-

siert werden, insbesondere durch Einführung 

eines Optionsmodells. Personengesellschaf-

ten sollen demnach zur Besteuerung nach 

dem Körperschaftsteuergesetz optieren kön-

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Konjunkturpaket/2020-06-03-eckpunktepapier.pdf?__blob=publicationFile&v=9


Die Beschlüsse des Koalitionsausschusses vom 03.06.2020 

 

 
 
Dr. Kleeberg & Partner GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

Member Crowe Global 

München 

www.kleeberg.de 

 
 
Die vorliegende Publikation dient der Information unserer Mandanten sowie der interessierten Öffentlichkeit. Alle Angaben wurden 
sorgfältig recherchiert und zusammengestellt. Wir übernehmen dennoch keine Gewähr und keine Haftung für die Vollständigkeit 
und Richtigkeit der Hinweise. Alle Angaben beziehen sich auf den Rechtsstand zum Zeitpunkt der Manuskriptfertigstellung. Auf-
grund künftiger Entwicklungen können Änderungen eintreten. Wir übernehmen keine Verpflichtung, hierüber zu informieren. Die In-
formationen in dieser Publikation ersetzen auch keinesfalls die individuelle Prüfung des Einzelfalls. Wir übernehmen keine Gewähr 
für Gestaltungen, die ohne unsere individuelle Beratung umgesetzt werden. 
 
© 06/2020. Herausgeber dieses Druckwerks ist die Dr. Kleeberg & Partner GmbH, München. Wir weisen darauf hin, dass das Ur-
heberrecht sämtlicher Texte und Grafiken in diesem Druckwerk bei uns als Herausgeber und ggf. bei den Autoren liegt. Die begrün-
deten Urheberrechte bleiben umfassend vorbehalten. Jede Form der Vervielfältigung z.B. auf drucktechnischem, elektronischem, 
optischem, photomechanischem oder ähnlichem Wege – auch auszugsweise – bedarf der ausdrücklichen, schriftlichen Einwilligung 
des Herausgebers und ggf. des Autors. Es ist Dritten nicht gestattet, das Druckwerk – auch auszugsweise – zu vervielfältigen. 

 

nen. Sie würden folglich für steuerliche Zwe-

cke (fiktiv) in eine Kapitalgesellschaft form-

gewechselt. Das Optionsmodell wäre ein 

Schritt in Richtung einer rechtsformunabhän-

gigen Besteuerung und wurde z.B. vom IDW 

bereits länger gefordert. Das Optionsmodell 

hätte den Vorteil, dass die Gesellschafter der 

Personengesellschaften die Wahl hätten, bei 

der bisherigen Personengesellschaftsbesteu-

erung zu bleiben oder in das Körperschaft-

steuerrecht zu wechseln. Insbesondere für 

größere Personengesellschaften kann ein 

solcher Wechsel mit Vorteilen verbunden 

sein, auch in verwaltungstechnischer Hin-

sicht, da bspw. das oft komplex zu ermitteln-

de und verwaltende Sonderbetriebsvermögen 

wegfallen würde.  

Steuerermäßigung bei gewerblichen 

Einkünften 

Die auf gewerbliche Einkünfte anfallende 

Einkommensteuer ermäßigt sich gemäß 

§ 35 EStG durch eine pauschale Anrechnung 

der Gewerbesteuer, aktuell in Höhe des    

3,8-fachen des Gewerbesteuer-Messbetrags. 

Eine vollständige Gewerbesteuerentlastung 

tritt damit bei Hebesätzen von bis zu ca. 

400 % ein. Da der Hebesatz vieler Gemein-

den darüber liegt (und die vollständige An-

rechnung der Gewerbsteuer auf die Einkom-

mensteuer dann nicht erreicht wird), soll die 

Anrechnung auf das 4,0-fache des Gewerbe-

steuer-Messbetrags angehoben werden. 

Damit wären gewerbliche Einkünfte bei He-

besätzen bis ca. 420 % vollständig entlastet.  

Gewerbesteuerliche Hinzurechnungen 

Der Freibetrag für gewerbesteuerliche Hinzu-

rechnungen (§ 8 GewStG) soll auf 

EUR 200.000 erhöht werden. Gemeint ist 

wohl der Freibetrag für die Hinzurechnungen 

nach § 8 Nr. 1 GewStG (insbesondere Ent-

gelte für Schulden und Miet- bzw. Pachtzin-

sen). Bislang beträgt dieser Freibetrag 

EUR 100.000. Die übrigen Hinzurechnungs-

tatbestände (§ 8 Nr. 4 bis12 GewStG) unter-

liegen keinem Freibetrag.  

Steuerliche Forschungszulage 

Um einen Anreiz zu schaffen, auch in der 

Krise Forschungs- und Entwicklungsvorha-

ben umzusetzen, wird die Bemessungs-

grundlage der steuerlichen Forschungszula-

ge für den Zeitraum 01.01.2020 bis 

31.12.2025 von höchstens EUR 2 Mio. auf 

EUR 4 Mio. erhöht.  

Das Forschungszulagengesetz ist erst zum 

01.01.2020 eingeführt worden und erlaubt ei-

ne Anrechnung von förderfähigen Aufwen-

dungen von der festgesetzten Einkommen- 

oder Körperschaftsteuer. Nach der geplanten 

Regelung ist eine Forschungszulage von bis 

zu EUR 1 Mio. pro Jahr möglich.  

Weitere Regelungen  

Neben den vorgenannten Punkten enthält 

das Konjunkturpaket unter anderem folgende 

weitere Elemente:  

 Stabilisierung der Sozialversicherungsbei-
träge bei maximal 40 %, 

 Verbesserung der Möglichkeiten zur Mit-
arbeiterbeteiligung, insbesondere für 
Start-up-Unternehmen, 

 Einführung eines vorinsolvenzlichen Re-
strukturierungsverfahrens für Unterneh-
men und Erleichterung des Neustarts 
nach Insolvenzen, 

 Gewährung von Überbrückungshilfen für 
kleine und mittelständische Unternehmen, 

 Regelung für den Bezug von Kurzarbei-
tergeld ab dem 01.01.2021, 

 Stärkere Ausrichtung der KfZ-Steuer an 
CO2-Emissionen und Erhöhung der För-
derung von Elektrofahrzeugen 

 Senkung der EEG-Umlage. 
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